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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Durch die Digitalisierung und den damit einhergehenden vielfältigen Einsatz der
digitalen Mittel verbreite sich die pädosexuelle Gewalt im Internet zunehmend und
vervielfache dadurch das Leid von Kindern und Jugendlichen, begründete Christine
Bulliard-Marbach (mitte, FR) ihre im September 2019 eingereichte Motion. In
Anbetracht dieser Entwicklungen wollte der Nationalrat mit der Annahme der Motion
den Bundesrat beauftragen, einen nationalen Aktionsplan zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor pädosexueller Cyberkriminalität auszuarbeiten. Es reiche unter
diesen Umständen nicht mehr aus, bei der Bekämpfung der Pädokriminalität nur auf die
Strafverfolgung zu setzen, wie dies gegenwärtig unter der Kompetenz der Kantone getan
werde, argumentierte die Motionärin. Vielmehr müsse künftig auch auf die
Sensibilisierung und die Prävention gesetzt werden, was schweizweit nur durch einen
nationalen Aktionsplan gewährleistet werden könne. Im Namen des Bundesrats
widersprach Justizministerin Karin Keller-Sutter: Seit Beginn des Jahres bestehe das
«Netzwerk Ermittlungsunterstützung für die digitale Kriminalitätsbekämpfung» (Nedik),
durch das die Kantone unterstützt und ihre Bemühungen koordiniert werden könnten.
Folglich erübrige sich das Anliegen der Motion aus Sicht des Bundesrats. Dennoch nahm
die grosse Kammer die Motion in der Herbstsession 2021 mit 153 zu 40 Stimmen bei
einer Enthaltung an. 1

MOTION
DATUM: 30.09.2021
CATALINA SCHMID

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) reichte im März 2022 eine Motion
für ein Austauschprogramm zwischen Stadt und Land zur Stärkung des nationalen
Zusammenhalts ein. Das vom Bund mit den Kantonen neu zu lancierende Programm
solle dazu dienen, Jugendlichen vom Land Erfahrungen in der Stadt sowie umgekehrt
Jugendlichen aus städtischen Gebieten Erfahrungen auf dem Land zu ermöglichen. Mit
der Umsetzung des Programms solle die Agentur Movetia beauftragt werden, die seit
2017 im Auftrag von Bund und Kantonen für Austausch und Mobilität im Bildungsbereich
verantwortlich ist. In der Begründung zu ihrem Vorstoss verwies die Motionärin darauf,
dass die bisher bestehenden Austauschprogramme in der Schweiz keinen Fokus auf
den Brückenschlag zwischen Stadt und Land legten, dass dieser Gegensatz in der
öffentlichen Wahrnehmung zuletzt jedoch an Bedeutung gewonnen habe. Nebst
Mitgliedern von Bulliard-Marbachs eigener Mitte-EVP-Fraktion wurde die Motion auch
von Nationalrätinnen und Nationalräten der Grünen-, der SP- und der FDP.Liberalen-
Fraktionen mitunterzeichnet. 2

MOTION
DATUM: 18.03.2022
HANS-PETER SCHAUB

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die Motion der APK-SR, die bei der Weiterentwicklung des Freihandelsabkommens mit
China reziproke Investitionsmöglichkeiten für schweizerische Unternehmen in China
forderte, gelangte in der Frühjahrssession 2022 in den Nationalrat. Eine Mehrheit der
APK-NR empfahl die Motion ihrer Schwesterkommission zur Annahme, eine Minderheit
Wehrli (fdp, VD) beantragte deren Ablehnung. Kommissionssprecherin Bulliard-Marbach
(mitte, FR) formulierte im Hinblick auf die Verhandlungen über das
Investitionsabkommen zwischen der EU und China die Hoffnung, dass auch im Fall der
Schweiz Spielraum bestehe, um eine gleichberechtigtere Situation zu schaffen. Man
fordere damit nicht gezwungenermassen eine vollständige Reziprozität in allen
Sektoren, wie das die Minderheit befürchte, sondern eine Angleichung der Bedingungen
für Investorinnen und Investoren aus beiden Ländern. Ihr Kommissionskollege Walder
(gp, GE) wies daraufhin, dass auch die Schweiz ausländische Investitionen in gewissen
Sektoren wie Energie, Gesundheit oder Bildung einschränke. Diese Grenzen seien
wichtig und sollten auch nicht aufgehoben werden, doch es brauche mehr Symmetrie

MOTION
DATUM: 08.03.2022
AMANDO AMMANN
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beim Marktzugang, denn die Schweiz sei diesbezüglich viel offener als China.
Minderheitssprecher Wehrli argumentierte, dass das Parlament kohärent handeln
müsse. Man habe sich mit der Annahme der Motion Rieder (mitte, VS; Mo. 18.3021) dazu
entschlossen, Investitionsbarrieren einzurichten, also wäre es «scheinheilig», nun von
den chinesischen Behörden den freien Zugang für Schweizer Investitionen in China zu
fordern. Zudem würde man durch die Annahme der vorliegenden Motion den
Handlungsspielraum des Bundesrats bei zukünftigen Entwicklungen des
Freihandelsabkommens einschränken. Diese letzte Sorge teilte auch Bundesrat
Parmelin. Er unterschied in seinem Votum zwischen zwei unterschiedlichen
Auffassungen von Reziprozität: Gewisse Ratsmitglieder verstünden darunter ein
ausgewogenes Gesamtergebnis, während andere eine engere Definition hätten und
sektorbezogene Gegenseitigkeit verlangten. Der Bundesrat wolle sich im Rahmen der
geplanten Revision des Freihandelsabkommens für erstere Version einsetzen und auf
ein ausgewogenes Gesamtergebnis abzielen. Letztere Version der Reziprozität wäre
zudem problematisch, weil man sich mit China auf Bedingungen einigen müsste, die
unter dem Niveau lägen, das die Schweiz China im Rahmen des GATS der WTO bereits
gewährt habe. Einen derartigen Rückschritt würde China nicht zulassen. Er forderte
den Nationalrat daher dringend dazu auf, die Motion abzulehnen. Dieser nahm sie aber
gegen den Willen des Bundesrats, der SVP und der FDP.Liberalen mit 102 zu 72 Stimmen
an. 3

Entwicklungspolitik

In der Sommersession 2022 gelangte die Motion der APK-NR über zusätzliche
humanitäre Hilfe für die Ukraine in den Nationalrat. Kommissionssprecher Molina (sp,
ZH) betonte, dass sich die Kommission für die solidarische Beteiligung an den
multilateralen humanitären Hilfsaufrufen und den koordinierten europäischen
Initiativen ausgesprochen habe. Kommissionssprecherin Bulliard-Marbach (mitte, FR)
erklärte, dass die bisherigen Hilfsleistungen an die Ukraine im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit nicht ausreichen würden, und appellierte an den
Nationalrat, die Motion im Einklang mit der humanitären Tradition der Schweiz
anzunehmen. Der Nationalrat kam diesem Aufruf nach und sprach sich einstimmig für
den Vorstoss aus. 4

MOTION
DATUM: 13.06.2022
AMANDO AMMANN

Aussenwirtschaftspolitik

Die APK-NR rief den Bundesrat in einer Motion dazu auf, die Wirtschaftsbeziehungen
zwischen der Schweiz und der Republik Korea (Südkorea) zu stärken und zu
modernisieren. Sie forderte unter anderem einen besseren Marktzugang für
Agrarprodukte, die Beseitigung von Handelshemmnissen sowie eine Vereinfachung bei
Zollverfahren, Ursprungsregeln und Produktprüfungen. Auf der Wunschliste standen
auch Verbesserungen im Bereich des Geistigen Eigentums und beim Zugang zum
öffentlichen Beschaffungsmarkt sowie ein besserer Schutz für bilaterale Investitionen.
Die Kommission wies zusammenfassend darauf hin, dass das 2006 abgeschlossene
Freihandelsabkommen zwischen der EFTA und der Republik Korea jenem zwischen der
EU und der Republik Korea in gewissen Bereichen hinterherhinke.
Der Bundesrat teilte das Bestreben der APK-NR, das FHA zwischen der EFTA und
Südkorea zu modernisieren. Dadurch soll gewährleistet werden, dass Schweizer
Anbieter auf dem südkoreanischen Markt gegenüber Drittstaaten nicht mehr
benachteiligt werden. Zwar habe sich Südkorea offen gegenüber einer Aktualisierung
des FHA gezeigt, auf der technischen Ebene hätten bislang jedoch noch keine
Fortschritte erzielt werden können. Der Bundesrat beantragte die Motion allerdings
trotzdem zur Ablehnung, weil deren Erfüllung von der Bereitschaft Südkoreas und der
anderen EFTA-Mitgliedern, das FHA zu modernisieren, abhänge. Zudem enthalte die
Motion auch Elemente, die nicht im Rahmen eines FHA geklärt werden könnten,
beispielsweise Steuerfragen und der Schutz von Investitionen.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Vorstoss. Für die
Kommission stellten Christine 
Bulliard-Marbach (mitte, FR) und Laurent Wehrli (fdp, VD) die Motion vor. Laurent
Wehrli betonte, dass sich die Kommission darüber im Klaren sei, dass diese Motion nur
für die Schweizer Regierung, nicht jedoch für die anderen EFTA-Staaten bindend sei.
Danach plädierte Bundesrat Parmelin aus den genannten Gründen noch einmal für
Ablehnung. Der Nationalrat sprach sich dennoch einstimmig für Annahme der Motion
aus. 5

MOTION
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Afin d'amortir les conséquences économiques et financières de la crise du Covid-19 sur
les petites et moyennes entreprises helvétiques, Christine Bulliard-Marbach (centre,
FR) a déposé une motion qui préconise la prise en charge d'une partie des crédits
Covid-19 par la Confédération. La députée fribourgeoise vise notamment les coûts du
capital comme les loyers, les intérêts, ou les amortissements. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Selon les sept Sages, la motion crée, non
seulement, une inégalité de traitement entre les entreprises qui ont profité des crédits
Covid-19 et celles qui n'y ont pas eu recours, mais produit également une incitation
économique inopportune. 
Au final, la motion a été retirée. 6

MOTION
DATUM: 28.02.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Au Conseil national, une motion concernant la valeur vénale imposée par le fisc aux
familles paysannes en cessation d'activité a été déposée par Christine Bulliard-
Marbach (centre, FR). Actuellement, après cessation de ses activités agricoles,
l'agriculteur.trice peut conserver ou léguer à un tiers de ligne direct une part de son
domaine – comme une habitation, du terrain ou une ferme – qui se trouve en zone à
bâtir. Cette partie de son domaine est alors considérée par la loi comme un bénéfice,
gagné par l'agriculteur.trice, qui est sujet à l'impôt fédéral direct (LIFD). En passant de
bien professionnel à bien privé, une « fortune privée fictive » est alors générée sur le
domaine et la somme demandée par l'État peut être importante. La motion souhaite
supprimer la double peine d'arrêter son activité économique et de se voir imposer la
valeur vénale du bien, devenu privé, sur son revenu. 
Le Conseil fédéral juge, de son côté, que les mesures légales sont en règle et
correspondent à la situation. Il a rappelé que d'autres projets qui auraient eu un impact
sur les frais de cessation n'ont pas abouti pour des raisons fiscales et
constitutionnelles. 
La motion n'a suscité aucune discussion. Le Conseil national a suivi l'avis du Conseil
fédéral et la motion a été rejetée par 101 voix contre 85 et 8 abstentions. Seuls les
groupes UDC et du Centre ont soutenu cette motion avec une majorité de leurs
affiliés. 7

MOTION
DATUM: 12.09.2022
CHLOÉ MAGNIN

Jagd

Après le refus de la loi sur la chasse (LChP), la CEATE-CN avait pris la décision d'agir à
deux niveaux différents, dans le cadre d'un «deal» entre les différents intérêts
représentés : sur un temps long en déposant l'initiative parlementaire 20.482,
permettant de travailler au niveau de la loi et sur un temps plus court par le biais de la
présente motion (Mo. 20.4340) pour une cohabitation réglementée entre l'homme, les
grands prédateurs et les animaux de rente afin d'agir au niveau des ordonnances. Lors
des débats au Conseil national, une minorité défendue par la verte genevoise Delphine
Klopfenstein Broggini a proposé de rejeter la motion, l'initiative parlementaire 20.482
ayant été écartée par la commission du Conseil des Etats. Pour l'élue verte, le «deal»
conclu au sein de la commission du Conseil national ne tient plus et devrait être
complètement rejeté. En effet, cette présente motion ne se penche que sur la question
de la gestion des loups et des troupeaux, alors que l'initiative parlementaire s'emparait
également des questions de la protection de la biodiversité et de la préservation des
espèces menacées.
Défendant la majorité de la commission, Christine Bulliard-Marbach (centre, FR) a
rappelé la nécessité d'agir rapidement, alors que les populations de loups augmentent
de manière exponentielle. Trois mesures sont proposées à cet effet : abaisser le seuil
du nombre de bêtes tuées par un loup avant de pouvoir l'abattre et prendre en compte
le gros bétail, renforcer les mesures de protection des troupeaux et, finalement,
assurer que la population soit, en tout temps, en sécurité. La centriste a également fait
savoir qu'en cas d'acceptation de la motion, les mesures pourraient être très
rapidement mises en place, le Conseil des Etats ayant d'ores et déjà accepté un texte

MOTION
DATUM: 10.03.2021
KAREL ZIEHLI
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identique. 
Pour le Conseil fédéral, Simonetta Sommaruga a dit soutenir la motion, tout en
signalant que le cadre pour agir était restreint, tant à cause de la jurisprudence en la
matière, que du respect de la décision populaire et de la loi en vigueur. 
Finalement, seules des voix vert-e-s et vert'libérales (ainsi qu'une voix au PS et au PLR)
se sont élevées contre cette motion, acceptée par 136 voix contre 36 et 17
abstentions. 8

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

A la suite du rapport sur le postulat 20.3616, la Commission de l'environnement, de
l'aménagement du territoire et de l'énergie du Conseil national (CEATE-CE) a déposé
une motion pour l'installation de panneaux photovoltaïques sur les murs antibruit, les
façades, les toits et les couvertures d'infrastructures existantes des CFF et de l'Office
fédéral des routes (OFROU). 
Le Conseil fédéral a proposé l'adoption de la motion. Il estime qu'il est nécessaire
d'exploiter au maximum le potentiel de l'énergie solaire sur les installations existantes.
La motion a été adoptée en chambre par 138 voix contre 48 et 1 abstention. Le débat a
donné lieu à un vif échange entre le groupe UDC, d'un côté, et les rapporteuses de la
CEATE-CE, Christine Bulliard-Marbach (centre, FR) et Martina Munz (ps, SH), ainsi que la
conseillère fédérale Simonetta Sommaruga. Pour être précis, l'UDC a critiqué une
ingérence dans les budgets des CFF et de l'OFROU, indiquant que certaines dépenses
urgentes et nécessaires ne pourraient pas être réalisées car le budget serait réaffecté à
l'installation de panneaux solaires. A l'opposé, les partisans et partisanes de la motion
ont pointé du doigt l'urgence d'exploiter au maximum les possibilités d'installations
photovoltaïques afin de garantir l'approvisionnement énergétique et de répondre au
défi climatique. 9

MOTION
DATUM: 02.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im Oktober 2021 entschied die UREK-NR mit 13 zu 11 Stimmen, eine Kommissionsmotion
einzureichen, welche den Bundesrat aufforderte, dem Parlament gesetzliche
Grundlagen zu unterbreiten, damit illegale Bauten ausserhalb der Bauzonen nach 30
Jahren verjähren können und nicht mehr abgerissen werden müssen. Auslöser für
diese Motion war ein Urteil des Bundesgerichts vom April 2021, in dem dieses zum
Schluss kam, dass bei Bauten ausserhalb der Bauzone – anders als bei Bauten innerhalb
von Bauzonen – nach 30 Jahren keine Verwirkung der Pflicht zur Wiederherstellung des
rechtmässigen Zustandes besteht. Die Kommission begründete ihre Motion mit der
Ungleichbehandlung von Bauten innerhalb und ausserhalb von Bauzonen sowie damit,
dass «die Anwendung des Bundesgerichtsurteils für die zuständigen Behörden in den
Kantonen und Gemeinden einen unverhältnismässigen, nicht zu bewältigenden
Aufwand mit sich bringen» würde. Neben einer Kommissionsminderheit empfahl auch
der Bundesrat die Motion zur Ablehnung. Die in der Motion verlangten
Gesetzesänderungen würden faktisch die Personen, welche illegal bauen, gegenüber
denjenigen Personen, welche sich an die Regeln halten, besser stellen, so der
Bundesrat. Zudem würden sich Verstösse gegen die Trennung von Bau- und
Nichtbauzonen in empfindlichem Mass auf Landschaft, Natur und Umwelt auswirken.
Ausserdem gebe es zahlreiche Verzögerungsmöglichkeiten, wegen denen es für eine
Gemeinde schwierig sei, ein Verfahren innerhalb von 30 Jahren abzuschliessen, wenn
alle nötigen behördlichen Entscheide konsequent angefochten werden. Schliesslich sei
auch nur ein Bruchteil aller Bauten ausserhalb der Bauzone illegal gebaut, weshalb die
Umsetzung des BGer-Urteils zu bewältigen sein sollte.

Der Nationalrat debattierte in der Frühjahrssession 2022 über die Motion der UREK.
Mike Egger (svp, SG) und Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) vertraten dabei die
Mehrheit der Kommission, welche die Pflicht zur Wiederherstellung des alten Zustands
nach über 30 Jahren als nicht verhältnismässig erachtete. Gegen die Motion sprachen
sich die Vertreterin der Kommissionminderheit, Ursula Schneider Schüttel (sp, FR),
sowie Bundesrätin Simonetta Sommaruga aus. Schneider Schüttel unterstrich, dass die

MOTION
DATUM: 17.03.2022
ELIA HEER
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Trennung von Baugebiet und Nichtbaugebiet ein fundamentales Prinzip in der
Raumplanung darstelle und dieses verfassungsmässige Trennungsprinzip verteidigt
werden müsse. Ausserdem gebe es gute Gründe für eine Ungleichbehandlung von
Bauten in Bau- und Nichtbauzonen, etwa dass illegale Bauten innerhalb der Bauzonen
früher oder später wieder korrigiert würden, was ausserhalb der Bauzonen nicht
unbedingt der Fall sei. Sommaruga fügte an, dass der Vorschlag der Kommission mit
beträchtlichem Mehraufwand für die lokalen Behörden verbunden sei, da diese nicht
nur feststellen müssten, ob eine Baute illegal erstellt, sondern auch ob sie vor weniger
oder mehr als 30 Jahren gebaut worden war. Die Debatte wurde sehr emotional geführt
und sowohl Schneider Schüttel als auch Sommaruga mussten zahlreiche Fragen zu ihren
Voten beantworten. Zum Schluss liess sich Marcel Dettling (svp, SZ) zu der Frage
hinreissen, warum sich Bundesrätin Sommaruga nicht mit dem gleichen Herzblut gegen
Mörder einsetze, obwohl Mord ja auch nach 30 Jahren verjähre. Sommaruga antwortete
darauf, dies sei «keine Frage, sondern eine böswillige Unterstellung». Schlussendlich
sprach sich der Nationalrat mit 92 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) knapp für die
Motion aus. Die geschlossen stimmende Fraktion der SVP sowie Mehrheiten der Mitte-
und der FDP-Fraktionen verhalfen dem Vorstoss zur Annahme in der grossen Kammer. 10

Umweltschutz

Gewässerschutz

Mit seiner Motion «Wirksamer Trinkwasserschutz durch Bestimmung des
Zuströmbereichs» strebte Roberto Zanetti (sp, SO) die Stärkung des Grund- und
Trinkwasserschutzes an. Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2020 einer
modifizierten Version des Vorstosses zugestimmt hatte (Zanetti hatte den letzten Punkt
seiner Motion zurückgezogen), beugte sich die grosse Kammer in der Frühjahressession
2021 über die Motion.
Wie die Kommissionssprecherinnen Munz (sp, SH) und Bulliard-Marbach (mitte, FR)
berichteten, hatte sich die Mehrheit der UREK-NR dafür ausgesprochen, die Motion
anzunehmen. Mit 13 zu 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen hatte sie zudem eine Änderung
von Ziffer 2 der Motion beantragt. Damit soll der Bund nur jene Arbeiten zur
Ausscheidung der Zuströmbereiche finanziell unterstützen, welche die Kantone bis
2030 abgeschlossen haben. Mit dieser Änderung solle der Druck auf die Kantone erhöht
werden. Die SVP-Minderheit um Pierre-André Page (svp, FR), welche die Ablehnung der
Motion beantragte, verzichtete auf ihr Votum. 
Umweltministerin Simonetta Sommaruga erläuterte, dass der Bundesrat das Anliegen
der abgeänderten Motion unterstütze. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
Ausscheidung der Zuströmbereiche äusserst wichtig sei und rasch vonstatten gehen
solle. Sommaruga wies zudem auf die enge Verflechtung dieser Motion mit der
parlamentarischen Initiative «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren»
(19.475) hin. Die Mehrheit des Ständerats hatte es (im Gegensatz zum Nationalrat) stets
abgelehnt, die Forderung dieser vorliegenden Motion in die parlamentarische Initiative
aufzunehmen. Die kleine Kammer habe vielmehr den Weg über die Motion befürwortet,
da damit eine reguläre Vernehmlassung ermöglicht werde, was im Falle einer
parlamentarischen Initiative nicht üblich sei. Sommaruga zeigte Verständnis für diese
Haltung, da die Kantone bei der Ausscheidung der Zuströmbereiche stark betroffen und
gefordert seien und entsprechend konsultiert werden sollten. Sie verstehe aber auch
die Haltung des Nationalrates und der Minderheit des Ständerats, welche den rascheren
Weg über die parlamentarische Initiative vorgezogen hätten. 
Nach einigen Rückfragen aus dem Plenum, die vor allem die Verflechtung mit der
parlamentarischen Initiative 19.475 betrafen, nahm die grosse Kammer die erneut
abgeänderte Motion mit 130 zu 50 Stimmen bei 6 Enthaltungen an. Die ablehnenden
Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der SVP. Als nächstes wird sich wiederum
der Ständerat mit der Motion befassen. 11

MOTION
DATUM: 10.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Klimapolitik

Die grosse Kammer beschäftigte sich in der Sommersession 2022 mit dem stärkeren
Einbezug der Wissenschaft in der Klimapolitik, wie ihn Ständerat Othmar Reichmuth
(mitte, SZ) in einer Motion gefordert hatte. Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) und
Michael Graber (svp, VS) erläuterten den Standpunkt der Mehrheit der UREK-NR, welche
die Motion zur Ablehnung empfahl. Die Kommissionsmehrheit stimme mit dem
Motionär überein, dass der Einbezug der Wissenschaft in der Politik – gerade in
Klimafragen – von grösster Bedeutung sei. Sie kam jedoch zum Schluss, dass das
Anliegen der Motion mit dem Mandat des UVEK an die SCNAT-Plattform ProClim bereits
erfüllt sei. ProClim verfüge über ein breites interdisziplinäres Netzwerk an Forschenden
in Klimafragen. Zudem sei es besser, «für einzelne Fragen ad hoc die zu
konsultierenden Kreise beizuziehen», anstatt ein eigenes Sekretariat mit
entsprechenden Kosten- und Bürokratiefolgen einzurichten, so Graber. Die Kompetenz
von ProClim wollte auch Minderheitensprecherin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR)
nicht in Frage stellen. Sie vertrat jedoch die Ansicht, dass es noch mehr brauche, um
den Herausforderungen in der Klimapolitik beizukommen. So sei ProClim beispielsweise
alleine vom UVEK mandatiert worden, der Klimawandel betreffe aber alle
Departemente. Daher müsse ein Expertengremium alle Departemente beraten. Auch
müsse eine solche Expertengruppe die ganze Vielfalt der Akteurinnen und Akteure
abbilden, also auch Personen aus der Zivilgesellschaft sowie der Wirtschaft. Die
Mehrheit des Nationalrates sah dies indes anders und lehnte die Motion mit 97 zu 72
Stimmen bei 13 Enthaltungen ab. Neben der FDP.Liberalen- und der SVP-Fraktion
stimmte auch die gesamte SP-Fraktion gegen den Vorstoss. 12

MOTION
DATUM: 15.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

In der Sommersession 2021 behandelte der Nationalrat eine Motion Bulliard-Marbach
(mitte, FR), welche die Einführung eines pauschalen Steuerabzugs für
Freiwilligenarbeit zugunsten gemeinnütziger juristischer Personen im Sportbereich
bei der direkten Bundessteuer forderte. Auch auf kantonaler Ebene sah die Motionärin
durch eine entsprechende Regelung im StHG einen Steuerabzug vor. Bulliard
beabsichtigte mit ihrem Vorstoss, das freiwillige Engagement im Sport zu stärken. Denn
dieses sei essenziell für das reibungslose Funktionieren von Sportvereinen, in welchen
immerhin 1.3 Mio. Schweizerinnen und Schweizer Mitglieder seien. Bereits heute sei es
möglich, eine in Form von Geld oder anderen Vermögenswerten entrichtete Spende bis
zu einem Höchstbetrag von 20 Prozent des Jahreseinkommens von den Steuern
abzuziehen. Freiwilligenarbeit könne in diesem Kontext als Naturalleistung angesehen
werden, da Zeit gespendet werde. Aus diesem Grund sollte der entsprechende Artikel
zum Steuerabzug auf Spenden auf die Freiwilligenarbeit im Sportbereich ausgeweitet
werden. Finanzminister Maurer betonte den hohen Stellenwert, welcher er dem Sport
und der damit verbundenen Freiwilligenarbeit beimesse. Dennoch sei es nicht möglich,
für alle gesellschaftlichen Probleme in der Steuergesetzgebung eine Lösung zu finden.
Die Schweiz sei auf das Engagement und die Übernahme von Verantwortung, die
gewisse Personen leisteten, angewiesen. Dies treffe neben dem Sport aber auch auf
andere Bereiche wie die Jugend- oder Altersarbeit zu. Weiter verwies Maurer auf
bereits bestehende Unterstützungsmöglichkeiten für die Vereine, wie das
Sportförderprogramm «Jugend und Sport» sowie die Erhöhung der
Mehrwertsteuergrenze für Sportveranstaltungen und -vereine. Daher beantragte er, die
Motion abzulehnen. Sein Antrag blieb allerdings erfolglos. Mit 96 zu 81 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) nahm die grosse Kammer das Geschäft an. Dabei stimmte in erster Linie
das bürgerliche Lager für die Motion, während sich die Fraktionen der SP, GLP und
Grünen praktisch geschlossen gegen das Anliegen aussprachen. 13

MOTION
DATUM: 31.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat setzte sich in der Wintersession 2021 mit der Forderung von
Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) auseinander, wonach
Freiwilligenarbeit im Sport durch Steuerabzüge gefördert werden soll.
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) legte die Gründe dar, weshalb die
WBK-SR das Geschäft zur Ablehnung empfahl. Dazu zählten die Verletzung des Prinzips
der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, das Entstehen erheblicher
Mitnahmeeffekte und das Schaffen einer neuen rechtlichen Ungleichbehandlung für

MOTION
DATUM: 07.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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unterschiedliche Freiwilligentätigkeiten. Finanzminister Ueli Maurer sprach von einer
«recht grossen Unschärfe» des Wortlauts der Motion und warf die Frage auf, wie denn
die Freiwilligenarbeit in Bereichen wie der Alters- oder Behindertenbetreuung
gehandhabt werden müsse. Zudem sei Freiwilligenarbeit nicht nur mit Aufwand
verbunden, «es kommt auch etwas zurück» – etwa ein neuer Freundeskreis. Daher
empfehle der Bundesrat den Vorstoss zur Ablehnung, auch wenn das Anliegen
sympathisch erscheine. Stillschweigend folgte der Ständerat den beiden Rednern. 14

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) verlangte mit einer Motion eine nationale
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Sie berief
sich dabei auf die Ratifikation der Istanbul-Konvention, durch die sich die Schweiz
noch stärker verpflichtet habe, Kinder vor häuslicher Gewalt zu schützen. Wenn Kinder
Zeugen häuslicher Gewalt werden, sei dies eine Form von psychischer Gewalt, die
schwerwiegende Folgen haben könne. Nur eine einheitliche und systematische Statistik
könne das Ausmass dieser Betroffenheit darlegen und eine Grundlage bieten, um
Kinder besser zu schützen, so die Motionärin. Der Bundesrat stellte sich ablehnend zur
Motion. Er vertrat den Standpunkt, dass bestehende Statistiken – namentlich die
polizeiliche Kriminalstatistik sowie die Statistiken des BFS zur häuslichen Gewalt und
zur Opferhilfe – bereits aussagekräftige Schlüsse zuliessen. Anders sah dies der
Nationalrat, der die Motion in der Sommersession 2022 mit 111 zu 75 Stimmen bei drei
Enthaltungen befürwortete. Die ablehnenden Stimmen fanden sich dabei in den Reihen
der FDP und der SVP. 15

MOTION
DATUM: 01.06.2022
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2022 überwies der Ständerat mit 23 zu 19 Stimmen eine Motion
der Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) zur Schaffung einer nationalen
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Eine
Minderheit Stark (svp, TG) der WBK-SR pflichtete dem ablehnenden Antrag des
Bundesrats bei und betonte, dass bereits existierende Statistiken ausreichen würden,
um die Erfahrungen von Kindern als Zeugen und Zeuginnen häuslicher Gewalt
abzubilden. Sie zweifelte infolgedessen an der Verhältnismässigkeit des Vorstosses.
Bereits bestehende Statistiken, so unter anderem die polizeiliche Kriminalstatistik,
erfassten jedoch nur zur Strafanzeige gebrachte Fälle der häuslichen Gewalt, wodurch
keine umfassende Datengrundlage existiere, argumentierten dagegen die
Unterstützerinnen und Unterstützer der Motion. 16

MOTION
DATUM: 12.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Kinder- und Jugendpolitik

In der Herbstsession 2021 brachte der Nationalrat seinen Willen zum Ausdruck, das
Recht auf gewaltfreie Erziehung im Zivilgesetzbuch zu verankern, und stimmte damit
einer Motion Bulliard-Marbach (mitte, FR) zu. Physische Tätlichkeiten wie Ohrfeigen
und Klapse sowie psychische Strafen sind in der Schweiz nicht explizit verboten,
weswegen die Schweiz, die sich mit der Unterzeichnung der Kinderrechtskonvention
eigentlich dazu verpflichtet hatte, von der UNO  bereits zweimal gerügt worden war. Die
Schaffung eines Rechts auf gewaltfreie Erziehung hätte Signalwirkung und könnte einen
Sinneswandel innerhalb der Bevölkerung herbeiführen, gab sich die Motionärin in der
Begründung ihres Vorstosses überzeugt. Noch heute erlebe jedes zweite Kind im
Rahmen der Erziehung physische oder psychische Gewalt. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da sich «in einer gesetzlichen
Regel [...] kaum befriedigend umschreiben» liesse, wie Eltern ihren Kindern Regeln und
Werte zu vermitteln hätten, wobei sie sich am Wohl ihrer Kinder zu orientieren hätten.
Ferner befürchtete er, mit einer solchen Regelung «Angst vor staatlichem
Interventionismus [zu] schüren». Der Bundesrat erklärte sich jedoch kurz nach seiner
Antwort zur Annahme eines Postulats Bulliard (Po. 20.3185) bereit, um Möglichkeiten für
angemessene Formulierungen zu prüfen. 
Im Unterschied zum Jahr 2017, als der Nationalrat eine Motion Galladé (sp, ZH; Mo.
15.3639) mit ebendieser Forderung noch ablehnt hatte, stimmte er dem Anliegen nun
mit 111 zu 79 Stimmen (3 Enthaltungen) zu. Unterstützt wurde die Motion von den
Fraktionen der SP, der Grünen, der GLP und der Mitte. 17

MOTION
DATUM: 30.09.2021
MARLÈNE GERBER
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